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I cen Mittwoch und 
Abomnabend: Der 
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ehr iſt von Aus⸗ 
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Inſerate, ſowohl von 
Behörden, als auch 
von Privatperſonen 
werden in Danzig in 
der Expedition der 


anfı 1 nächſten Poſt⸗ „Danz. Allgem. Ztg.“, 
at galt, von Hiefigen Hundegaſſe 51, an⸗ 
it 3 . in der Exp. genommen. 


enz. Allgem., 
„ Hundegaſſe 51 
5 entrichten. 


Arris⸗ und Auzeige⸗Blatt 


Preis der gewöhn⸗ 
lichen Zeile 20 4. 


für den 
Kreis Danziger Höhe. 
Nr. 47. Danzig, den 13. Juni 1903. 
——— ü Pe Tape . — 


Amtlicher Teil. 


L Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landrats u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


. Der Herr Miniſter des Innern hat für das Ausfüllen der Perſonalbogen über 
Fürſorgezöglinge die nachſtehende Anleitung erlaſſen, die genau zu beachten iſt. 


Danzig, den 8. Juni 1903. Der Landrat. 


Ro überſchrift. Sind aus einer Familie mehrere Kinder in Fürſorgeerziehung ge⸗ 
d mmen, fo find oben auf die Seite ! und 2 die Nummern, welche die Perſonalbogen 
anderen Kinder in der Ordnungsliſte tragen, zu ſetzen, wenn ſich die Zöglinge in 
dert r Fürſorgeerziehung desſelben Kommunalverbandes befinden; hat ein anderer Kommunal⸗ 
eo band die Fürſorgeerziehung übernommen, fo iſt ſtatt der Ordnungsnummer der 
ommunalverband anzugeben. 
Die ſtatiſtiſche Bearbeitung der Bogen wird dadurch weſentlich erleichtert. 
bis 31. 2 Jahrgang gilt nicht das Kalenderjahr, ſondern das Etatsjahr vom 1. April 
ö. 


Die Perſonalbogen der weiblichen Zöglinge ſind auf der erſten Seite links oben 

n rotes Kreuz kenntlich zu machen. 

lich Orts⸗ und Kreisnamen aka vollſtändig anzugeben; unter Beifügung der amt- 
en Zuſätze. z. B. Münſter i. W., Königsberg NM. 


durch ei 
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Zur Kenntlichmachung der Urſache der Uberweifung find nicht der „§ 1“ 
ſondern „Abſ. 1, Abſ. 2, Abſ. 3 dem Gerichtsbeſchluſſe entſprechend zu unterſtreichen. 

Genaue Angabe des beſchließenden Gerichts, des Datums und Aktenzeichens des 
Beſchluſſes ſind unerläßlich. 

1. Bei Inländern ſind Ort, Kreis, Bundesſtaat genau anzugeben; bei Aus- 
ländern genügt Ort und Land, wenn die Erlangung genauerer Angaben umſtändlich if 
Für die Angabe des Alters ift maßgebend der Tag der rechtskräftigen Überweiſung, 
Sind unehelich Geborene ſpäter adoptiert, legitimiert oder für ehelich erklärt, ſo iſt dies 
anzugeben. 

2. Hier iſt beſtimmt anzugeben, in welcher Religion das Kind erzogen iſt. Im 
Zweifelsfalle iſt maßgebend die Schule, welche es beſucht, oder die Konfirmation, oder 
Zulaſſung zur erſten heiligen Kommunion. 

3. In der eigenen Familie heißt: bei FJamilienangehörigen, Großeltern, 
Geſchwiſtern der Eltern, Geſchwiſtern des Zöglings. 

Hat der Ort der Erziehung gewechſelt, ſo ſind die zutreffenden Vordrucke zu 

unterſtreichen; die Erläuterung iſt unter „Wechſel in der Erziehung“ anzugeben. 
War der Zögling im Elternhauſe, bei den Großeltern und in einer Privatanſtalt erzogen, 
fo find zu unterſtreichen die Worte: im Elternhauſe, in der eigenen Familie, in Privat⸗ 
anſtalten; unter Wechſel in der Erziehung iſt in dieſem Falle anzugeben: bis zum 
3. Jahre im Elternhauſe, bis zum 8. Jahre bei den Großeltern, von da ab im Waiſen' 
hauſe zu N. 

4. Hat ein Zögling mehrere Schulen beſucht, ſo ſind die Namen derſelben 
anzugeben. 
5. Für den Grad der Schulbildung ſind nur vier Stufen angenommen; die 
Stufe, in welche das Kind gehört, iſt ganz zu unterſtreichen und nicht nur teilweiſe. 

6, Unter anderen Sprachen ift nur dann eine Angabe zu machen, wenn 
das Kind eine andere Sprache als die polniſche allein oder neben der deutſchen beherrſcht 
z. B. deutſch und litauiſch; däniſch. 

7. Bei ſchulentlaſſenen Zöglingen iſt auch die Beſchäftigung während des ſchul' 
pflichtigen Alters erſichtlich zu machen, bei ſchulpflichtigen die Beſchäftigung oder Ni 
beſchäftigung. 5 

8. Die Strafen find genau an der richtigen Stelle anzugeben: z. B. Verw eis: 
I mal; Haft mal; im ganzen Zeit: 3 Tage. 

Gefängnis: 2 mal; im ganzen: 4 Wochen. 

Straftat: Diebſtahl, Unterſchlagung. 

Erfte Strafe: Haft. Straftat: Sachbeſchädigung. Alter: 12½ Jahr. 

Letzte Strafe: Haft. Straftat: Tierquälerei. Alter: 13 Jahre. 

Es iſt zu beachten, daß ein Kind vor dem vollendeten 12. Lebensjahre ftraf 
rechtlich nicht verfolgt werden kann, alſo Beſtrafungen vor dem vollendeten 12. Ja 
nicht erfolgen können. 

9. Bei Mädchen iſt auch anzugeben, ob es beim Eintritt der Fürſorgeerziehung 
ſchwanger war. 
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5 10. II. Die Angaben über den Geſundheitszuſtand ſind möglichſt ſorgfältig und 
au zu machen, da fie für die Beſtimmung über die Unterbringung des Zöglings und 
eine erziehliche Behandlung von beſonderem Werte ſind. 
. 12. Die Kopflänge und Breite ſind mit einem Zirkel zu meſſen; wo dies nicht 
"gängig, iſt nur der Kopfumfang mit dem Bandmaß zu meſſen und in mm anzugeben. 
y 13. Als letzter Wohnort gilt der Ort, in welchem der Zögling ſich aufhielt, als 
zue Fürſorgeerziehung beantragt wurde; die Gruppe, zu welcher dieſer Ort gehörte, iſt 
ze unterſtreichen. Hinter Aufenthalt in den letzten zwei Jahren find alle Aufenthaltsorte, 
be eit fie ſich ohne Schwierigkeit ermitteln laſſen, anzugeben; iſt der letzte Wohnort auch 
Sr Aufenthaltsort während der letzten zwei Jahre, ſo iſt der Name an der betreffenden 
elle zu wiederholen. 
# 14. Hier ift nur das wirkliche Vermögen des Kindes beim Beginn der Fürſorge⸗ 
gͤtehung einzutragen, Vermögen das nicht in Gelde beſteht, ſchätzungsweiſe. Iſt mit 
biesger Sicherheit anzunehmen, daß dem Kinde ſpäter Vermögen zufallen wird, ſo iſt 
3 anzugeben. 
eg , 16. Die Angaben über das Ableben der leiblichen Eltern find genau zu machen; 
5, iſt von Wert, feſtzuſtellen, in welchem Alter des Kindes die ſchwere Störung des 
Jamilienlebens durch den Tod ſtattgefunden hat. 
u 17. Die Unterſchiede in der Stellung des Berufs, ob ſelbſtändig, Gehülfe, 
maſelbſtändiger Haushaltungsangehöriger, find genau erſichtlich zu 
Alben, um zuserläffige Vergleichungsziffern mit denen der Berufsſtatiſtik zu gewinnen. 
8 in landwirtſchaftlicher Tagelöhner kann 3 B. nur dann als ſelbſtändig bezeichnet 
rden, wenn er zugleich Landwirtſchaft auf eigenem oder erpachtetem Landgute betreibt. 
ſtä Inſtmann oder ländlicher Arbeiter, der auf einem Gute angeſetzt ift, iſt nicht ſelb⸗ 
Mdiger Landwirt. 
an 18. Bei mehrfachen Beſtrafungen iſt die Zahl derſelben hinter dem Vordruck 
d zugeben, um erkennen zu laſſen, ob der Zögling aus einer Familie ſtammt, in der 
do Verbrechen zur Gewohnheit geworden iſt; die Angaben bei def müffen auf Grund 
Tatſachen, nicht nach Vermutung gemacht werden. 
ein 19. Das Einkommen iſt innerhalb der vorgedruckten Ziffern erſichtlich zu machen, 
e genaue Angabe iſt nicht nötig. 
nz, 20. Unter der Geſamtzahl der Brüder und Schweſtern find auch die geſtorbenen 
"geben, die letzteren dann noch beſonders. 


— c P 


2 
ſtim Nachſtehend bringe ich einen Auszug aus den miniſteriellen Ausführungsbe⸗ 
dom dungen betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau bei Schlachtungen im Inlande 
20. März cr. zur öffentlichen Kenntnis. 
betr Die Ortspolizeibehörden, die Fleiſchbeſchauer und die mit der Ergänzungsbeſchau 
1 weiſe ich noch beſonders auf dieſe Beſtimmungen zur genauen Be⸗ 
in. 


Danzig, den 8. Juni 1903. Der Landrat. 
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Auszug 


aus den miniſteriellen Ausführungsbeſtimmungen betreffend die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau bei Schlachtungen im Inlande vom 20. März 1903. 


J. Anmeldung zur Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau. 


1. Die Anmeldung zur Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau hat bei dem für den Bezirk, 
in welchem die Schlachtung erfolgen foll, zuſtändigen Beſchauer unter Angabe 
des für die Schlachtung in Ausſicht genommenen Zeitpunktes möglichſt zeitig 
mündlich oder ſchriftlich zu geſchehen. Für ſchriftliche Anmeldungen wird die 
Benutzung des in der Anlage beigefügten Formulars I empfohlen. 8 

Die Anmeldung zur Unterſuchung vor dem Schlachten (Schlachtviehbeſchau) 
darf unterbleiben: 
a) bei Notſchlachtungen, i 
b) bei Schlachttieren, deren Fleiſch ausſchließlich in eigenem Haushalte des 
Beſitzers verwendet werden ſoll, ſofern fie keine Merkmale einer die Genuß‘ 
tauglichkeit des Fleiſchers ausſchließenden Erkrankung zeigen. In dieſem 
Falle iſt auch eine Anmeldung zur Unterſuchung nach dem Schlachten 
nicht erforderlich. 
Bei den Schlachtungen von Pferden, Eſeln, Maultieren und Mauleſeln iſt die 
Anmeldung an den zum Beſchauer beſtellten Tierarzt zu richten. 
Erkennt der Anmeldepflichtige, daß das Schlachttier mit einer Krankheit bes 
haftet iſt, deren Beurteilung dem tierärztlichen Beſchauer vorbehalten iſt, ſo kaum 
die Anmeldung an den nicht als Tierarzt approbierten Beſchauer unterbleiben 
und an den zuſtändigen Tierarzt unmittelbar gerichtet werden. Daſſelbe kaum 
geſchehen, wenn Letzterer bereits aus anderem Anlaſſe zugezogen iſt (tierärztlich 
Behandlung oder veterinärpolizeiliche Unterſuchungen) und die Beſchau innerhal 
ſeiner Zuſtändigkeit liegt. 1 
Wenn die Schlachtung nicht innerhalb 2 Tagen nach Erteilung der Genehmm 
gung erfolgt iſt, ſo iſt die Anmeldung zu wiederholen, ebenſo wenn in de! 
Fällen, in denen die Genehmigung an die Bedingung der ſofortigen Vornahme 
der Schlachtung geknüpft iſt, dieſe Bedingung nicht erfüllt wird. lch 

2. Die Anmeldung zur Schlachtviehbeſchau gilt auch als Anmeldung zur Fleiſch 
beſchau, wenn der Zeitpunkt der Schlachtung dem Beſchauer genau bezeichnet mil . 

In allen anderen Fällen hat die Anmeldung zur Fleiſchbeſchau unter ſim 
gemäßer Anwendung der Beſtimmungen zu 1 zu erfolgen. der 

3. Das Anmeldeverfahren kann für öffentliche Schlachthäuſer durch Anordnung = 
betreffenden Gemeindebehörde abweichend von den Vorſchriften ad 1 und 2 9 
regelt werden. 


Die diesbezüglichen Anordnungen ſind öffentlich bekannt zu machen. 


B. Ausführung der Beſchau. 


1. Die Beſchauer haben den an ſie in ordnungsmäßiger Weiſe ergehenden Auf 
rungen zur Ausübung der Beſchau alsbald Folge zu leiſten, hierbei haben 


orde⸗ 
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den Wünſchen der Antragſteller in Bezug auf Zeit und Ort der Unterſuchung 
tunlichſt zu entſprechen. Die Unterſuchungen ſollen in der Regel nicht ſpäter 
als 6 Stunden nach der Anmeldung vorgenommen werden, hierbei bleiben in 
den Sommermonaten (1. April bis 30. September) die Stunden von Abends 
7 Uhr bis Morgens 7 Uhr und in den übrigen Monaten von Abends 7 Uhr 
bis Morgens 8 Uhr außer Anrechnung. 

Die Unterſuchungen ſind möglichſt bei Tageslicht auszuführen, in Ausnahme⸗ 
fällen bei ausreichender künſtleriſcher Beleuchtung. Kerzen⸗, Oel⸗, Petroleum⸗ 
oder gewöhnliches Gaslicht iſt abgeſehen von Notfällen für die Unterſuchungen 
nicht als geeignet zu erachten. 

. Die Ortspolizeibehörden können die Beſchauzeit unter Berückſichtigung der Wünſche 
der Gewerbetreibenden und der beteiligten Beſchauer auf beſtimmte Tagesſtunden 
beſchränken. 

Die Feſtſetzung beſtimmter Schlachttage, außerhalb deren die Beſchauer — ab- 

geſehen von Notſchlachtungen und ähnlichen dringenden Fällen — nicht verpflichtet 
find, die Beſchau auszuüben, ift nur mit Genehmigung des Landrats und in 
den Städten über 10 000 Einwohnern nur mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
Präſidenten zuläſſig. 
3. Im Falle ſeiner Behinderung muß der Beſchauer den ihm zugehenden Auftrag 
unverzüglich an ſeinen Stellvertreter weitergeben, ſofern er für die Beſchan über⸗ 
haupt zuſtändig iſt. 0 
„Die Genehmigung der Schlachtung und die Anordnung etwaiger Vorſichtsmaß⸗ 
regeln ift den Beſitzern der Schlachttiere ſchriftlich oder mündlich mitzuteilen. 
Letztere iſt nur zuläſſig, wenn die Schlachtung im unmittelbaren Anſchluß an 
die Schlachtviehbeſchau oder in öffentlichen Schlachthäuſern erfolgt. In Letzteren 
kann nach Anordnung der Ortspolizeibehörde eine ausdrückliche Mitteilung des 
Ergebniſſes der Schlachtviebeſchau überhaupt unterbleiben. 

Die ſchriftliche Genehmigung hat durch Ausſtellung eines Schlachterlaubnis⸗ 
ſcheines nach anliegendem Formular II zu geſchehen. ü 

Um bei kranken oder krankheitsverdächtigen Tieren eine Verbreitung des Krank⸗ 

heitsſtoffes zu verhüten oder um die Erkennbarkeit der Krankheit oder die Beur⸗ 
teilung der Genußtauglichkeit des Fleiſches am geſchlachteten Tier ſicher zu ſtellen, 
iſt die Anordnung beſonderer Vorſichtsmaßregeln für die Schlachtung zuläſſig. 
Zu dieſem Zwecke kann z. B. angeordnet werden, daß das Tier nur in beſtimmten 
Räumlichkeiten (Seuchenſchlachthäuſern ꝛc.) oder nur in Gegenwart des Beſchauers 
geſchlachtet werden darf. 
Von der Verſagung der Schlachterlaubnis oder von einem vorläufigen Verbot 
der Schlachtung (bei Unzuſtändigkeit des Laienbeſchauers) iſt der Ortspolizeibehörde 
unverzüglich Nachricht zu geben, es ſei denn, daß der Beſitzer auf die Verwendung 
des Schlachttieres als Nahrungsmittel für Menſchen verzichtet. Das Gleiche hat 
zu geſchehen, wenn in Notfällen der Laienbeſchauer die Genehmigung zur ſo⸗ 
fortigen Schlachtung erteilt hat. In letzterem Falle und im Falle eines vor⸗ 
läufigen Schlachtverbots iſt von Amtswegen die Zuziehung des tierärztlichen Be⸗ 
ſchauers zu veranlaſſen. Der Laienbeſchauer hat ſodann dem Tierarzt das Er⸗ 
gebnis der Schlachtviehbeſchau mündlich oder ſchriftlich, eventl. durch Vermittlung 
der Ortspolizeibehörde mitzuteilen. 
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Im Jalle der Laienbeſchauer ſich bei der Fleiſchbeſchau für unzuſtändig erklärt, 


iſt in gleicher Weiſe wie ad 5 zu verfahren. 


„Von den Vorſchriften über die Zerlegung des Schlachttieres vor der Unterſuchung 


find Ausnahmen nur für öffentliche Schlachthäuſer zuläſſig. Welche Ausnahmen 
hier zu geſtatten ſind, darüber entſcheidet die Ortspolizeibehörde. 


. Die Rinderlebern find auf das Vorhandenſein von Leberegeln regelmäßig zu 


unterſuchen. 


b. Verfahren nach der Unterſuchung. 


. Bei Anzeigen von der Beſchlagnahme beanſtandeten Fleiſches an die Ortspolizei⸗ 


behörden ſind außer der Mitteilung des Beanſtandungsgrundes auch Vorſchläge 
über die zuläſſige zweckmäßigſte Art der weiteren Behandlung dieſes Fleiſches 
zu machen. Bei der Entſcheidung hierüber ſind dieſe Vorſchläge, ſowie etwaige 
Wünſche des Beſitzers tunlichſt zu berückſichtigen. 


Die Ortspolizeibehörde hat auch über die weitere Behandlung des zwar als taug⸗ 


lich, aber in feinem Nahrungs- und Genußdwerte erheblich herabgeſetzten (minder⸗ 
wertigen) Fleiſches Entſcheidung zu treffen. Der Vertrieb derartigen Fleiſches 
darf nur unter einer dieſe Beſchaffenheit erkennbar machenden Bezeichnung er⸗ 
folgen. Weitere Beſchränkungen deſſelben ſind durch meine Bekanntmachung 
vom 3. Mai 1903 (Amtsblatt S. 235) nur für Städte über 5000 Einwohner 
angeordnet, inſoweit in demſelben keine Freibänke eingerichtet ſind. 


In denjenigen Bezirken, für welche Freibänke errichtet ſind, darf das bedingt 


taugliche und das minderwertige Fleiſch nur auf dieſen feilgehalten und verkauft 
werden. 


Im Falle bei einer Beanſtandung der Beſitzer eines Schlachttieres ſich bei der 


1. Entſcheidung nicht beruhigen will, muß das Fleiſch mit einem vorläufigen 
Erkennungszeichen beſtehend aus einem Zettel von dünnem Papier mit der Auf⸗ 
ſchrift „vorläufig beſchlagnahmt“ und mit der Unterſchrift des Beſchauers durch 
Auflegen auf augenfällige von Haut befreite Stellen des beanſtandeten Fleiſches 
verſehen werden. Dies gilt auch für das als minderwertig angeſprochene Fleiſch. 

Ausnahmen hiervon können nur für öffentliche Schlachthäufer von der Orts⸗ 
polizeibehörde geſtattet werden. 

Die endgiltige Kennzeichnung des Fleiſches bezw. die Berichtigung der Kenn⸗ 
zeichen in dem vorſtehend genannten Falle erfolgt durch den Sachverſtändigen, 
welcher für die endgiltige Entſcheidung maßgebend iſt, bezw. durch den Beſchauer 
ſelbſt, wenn ein weiterer Sachverſtändiger nicht zugezogen worden iſt G. B. bei 
Zurücknahme der Beſchwerde.) 


Wünſcht der Beſitzer noch die Anbringung weiterer Stempelabdrücke, als wie die 


vorgeſchriebenen, ſo darf dies in der Regel nur im unmittelbaren Anſchluß an 
die Fleiſchbeſchau erfolgen. Die nachträgliche Stempelung von Fleiſchſtücken iſt 
nur ſtatthaft, wenn die Herkunft des Fleiſches von einem vorſchriftsmäßig unter⸗ 
ſuchten Tier außer Zweifel ſteht. ; 

Für die nachträgliche Stempelung kann der Beſchauer außer einer etwaigen 
Reiſekoſtenentſchädigung von 10 Pfg. pro Kilometer eine Gebühr von 5 PIE 
für jedes Fleiſchſtück, mindeſtens aber 50 Pfg. beanſpruchen. 


un 


6. Die Verwendung untauglichen Fleiſches zu anderen Zwecken als zum Genuſſe 
für Menſchen iſt, ſoweit Fleiſch, das mit tieriſchen Schmarotzern oder Jefektions⸗ 
erregern behaftet iſt, in Betracht kommt, ausgeſchloſſen, abgeſehen von der tech⸗ 
niſchen Verwertung der durch Anwendung hoher itzgrade oder durch die chemiſche 
Behandlung des Fleiſches gewonnenen Erzeugni fe. 

Im übrigen ift die Verwendung untauglichen Fleiſches als Futter für Hunde, 
Schweine, Geflügel, Menagerietiere pp. nur zuläſſig, wenn daſſelbe durch Ein⸗ 
ſpritzung auffälliger von der Fleiſchfarbe abweichender Farbſtoffe für den menſch⸗ 
lichen Genuß unbrauchbar gemacht worden iſt. Das Fleiſch iſt ferner mit tiefen 
Einſchnitten und auf der Oberfläche, ſowie auf den Schnittflächen möglichſt dicht 
mit dem dreieckigen Stempel für untaugliches Fleiſch zu verſehen. Die Stem⸗ 
pelung und die ſonſtige Behandlung zur Unbrauchbarmachung können unter⸗ 
bleiben, wenn die anderweite Verwendung unter polizeilicher Aufſicht erfolgt. 


Vrmular I. c REIRIGER 19 
Bee Uhr (vom Beſchauer auszufüllen.) 


Anmeldung 


zur 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau. 


Unterzeichneter beabſichtigt, nachbenannte ür a Vieh zu ſchlachten 
und meldet -0hiermit zur Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau an: 


Name, 
Stand und Wohnort 
des Beſitzers 


Art und Geſchlecht 
des 
Schlachtviehes 


Bemerkungen 
(beabſichtigte Zeit der Schlachtung) 


Unterſchrift. 
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Formular II. 


Herr i Ye St HRS MM MINE a 
schlachte ene „152 Sr un 4 eg 
Die Beſchau im lebenden Zuſtande iſt amm Uhr 
vorgenommen und ergab, daß das Tie war. 
eee / / ee A 
Unterſchrift. Beſchauer, (Tierarzh . 
Die Beſchau im geſchlachteten Zuſtande iſt am Uhr 


vorgenommen und ergab, daß das Fleiſch des Tieres als; 
zu erachten war. 
zu beanſtanden waer ö 


Beſneekeing er —— 


Beſchauer, (Tierarzt) 
. 7⅛—ù6—22Dͤͤ A ——— DD ou 


3 Sämtlichen Guts⸗ und Gemeindevorſtänden habe ich 2 Exemplare der vol 
geſchriebenen Karten zur Ermittetung der Anbauflächen im Jahre 1903 überſchickt, in 
denen die nach der Zählung vom Jahre 1900 angegebenen Anbauflächen vorgetragen 
ſind. Die diesjährigen Anbauflächen der verſchiedenen Fruchtarten ſind zu ermittel! 
und in die Karten einzutragen, ſodann das eine Exemplar der ausgefüllten un 
unterſchriebenen Karte bis ſpäteſtens den 1. Juli er. an mich zurückzuſchicken 
Das andere Exemplar der Karte aber dort zurückzubehalten. 


Danzig, den 10. Juni 1903. Der Landrat. 
. v— RE ˙Ü—ͤ⁰—j— 
4 Die Guts⸗ und Gemeindevorſtände fordere ich auf, mir binnen 8 Tage 


anzuzeigen, welche Perſonen in der Ortſchaft vorhanden ſind, die das Handwerk 
Schiffszimmerer, Bootbauer, Segelmacher, Seiler, Tau⸗ und Reepſchläger betreiben, 10 it 
welche von ihnen regelmäßig Gehilfen und Lehrlinge beſchäftigen und wieviele au 
ſſelbſtändig arbeiten. 

Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 


Danzig, den 11. Juni 1903. Der Landrat. 
: L fr 
5 Die Verwaltung der Kreisſchulinſpektion Danziger Höhe ift dem Kreisſchu 


inſpektor Dr. Bidder aus Schroda übertragen worden. 
Derſelbe wohnt hier Straußgaſſe 91. j 
Danzig, den 6. Juni 1903. Der Landrat. 


